
Atypische Arbeitnehmende: Kommentar zur Änderung von Art. 1j Abs. 1 Bst. b und zum neuen 
Art. 1k BVV 2
 
Am 2. April 2008 hat der Bundesrat den Bericht des BSV «Prüfung eventueller Lösungen im Hinblick 
auf eine Verbesserung der Unterstellung von Arbeitnehmenden in atypischen Arbeitsverhältnissen 
unter die obligatorische berufliche Vorsorge gemäss Art. 2 Abs. 4 erster Satz BVG» zur Kenntnis 
genommen. Er gab dem Eidgenössischen Departement des Innern den Auftrag, eine Änderung der 
BVV 2 auszuarbeiten, damit bei der Berechnung der Dreimonatsfrist, die für die Unterstellung unter 
das BVG massgebend ist, alle Arbeitsverträge beim selben Arbeitgeber und alle Einsätze für den 
gleichen Verleiher einbezogen werden1. 
 
Gemäss Art. 1j Abs. 1 Bst. b BVV 2 in der bisher gültigen Fassung sind Arbeitnehmer mit einem 
befristeten Arbeitsvertrag von höchstens drei Monaten der obligatorischen Versicherung nicht 
unterstellt. Wird das Arbeitsverhältnis über die Dauer von drei Monaten hinaus verlängert, so sind sie 
von dem Zeitpunkt an versichert, in dem die Verlängerung vereinbart wurde. 
 
Mit der vorliegenden Änderung muss eine Person künftig dem BVG unterstellt werden, wenn die 
Gesamtdauer der Arbeitsverhältnisse mit dem gleichen Arbeitgeber oder der Einsätze für den gleichen 
Verleiher drei Monate übersteigt, sofern kein Unterbruch zwischen diesen Anstellungsdauern länger 
als drei Monate dauert. Wenn eine Person mehrere Arbeitgeber hat, muss die Berechnung der Dauer 
der Anstellungen für jeden Arbeitgeber separat erfolgen. 
 
Bis anhin begann für Angestellte von Arbeitgebern, die keine Verleihbetriebe2 sind, die Berechnung 
der Dreimonatsfrist nach Ablauf jedes befristeten Arbeitsvertrags wieder bei Null, und zwar 
unabhängig von der Dauer des Unterbruchs bis zu einer allfälligen neuen Anstellung beim selben 
Arbeitgeber. 
 
Die vorliegende Änderung sieht eine maximale Unterbrechungsfrist von drei Monaten vor statt der  
Frist von zwei Wochen, die zur Zeit für verliehene Arbeitnehmer angewandt wird3. Durch die 
Fristverlängerung auf drei Monate kann die Gefahr von Missbräuchen (Kettenverträge)4 deutlich 
verringert werden. Die bisherige Unterbrechungsfrist von zwei Wochen erwies sich nämlich als 
unbefriedigend, da mit einer solchen Frist das Risiko grösser ist, dass ein Arbeitgeber versucht, die 
obligatorische Versicherung zu umgehen, indem er den Arbeitnehmer nach drei Monaten entlässt und 
ihn kurz nach Ablauf der zweiwöchigen Frist wieder anstellt. 
 
Der neue Art. 1k BVV 2 regelt die Unterstellung unter die berufliche Vorsorge von Personen, die auf 
eine befristete Dauer angestellt sind. Er ergänzt den bisherigen Art. 1j Abs. 1 Bst. b BVV 2. Art. 1j 
Abs. 1 Bst. b BVV 2 wird angepasst um diese neue Bestimmung ausdrücklich vorzubehalten. 
 
Buchstabe a von Artikel 1k übernimmt den bisherigen Art. 1j Abs. 1 Bst. b BVV 2 präzisiert jedoch die 
bisherige Formulierung durch den Zusatz „ohne Unterbrechung“, um den Fall einer Person, die ohne 
eine Unterbrechung arbeitet, von demjenigen mit einer oder mehreren Unterbrechungen zu 
unterscheiden. Buchstabe a regelt den Fall, in dem eine Person ihre Arbeit mit einem befristeten 
Vertrag von höchstens drei Monaten aufnimmt, das Arbeitsverhältnis aber später ohne Unterbrechung 

                                                      
1 Link zur Pressemitteilung mit Bericht: http://www.admin.ch/aktuell/00089/index.html?lang=de&msg-id=18048  
2 Gemäss art. 2 BVV 2 gelten Arbeitnehmer, welche im Rahmen eines Personalverleihs gemäss dem Bundesgesetz vom 6. Oktober 1989 
über die Arbeitsvermittlung und den Personalverleih in einem Einsatzbetrieb beschäftigt sind, als Angestellte des verleihenden 
Unternehmens. 
3 Weisung des Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO) 2006/2 vom 31. Mai 2006 über die Geltung der BVG-Unterstellung für verliehene 
Arbeitnehmer: http://www.treffpunkt-arbeit.ch/dateien/Private_Arbeitsvermittlung/Geltung_der_BVG-
Unterstellung_fuer_verliehne_Arbeitnehmer.pdf
Siehe auch Mitteilungen über die berufliche Vorsorge Nr. 91 vom 6. April 2006, Randziffer 529: 
http://www.sozialversicherungen.admin.ch/storage/documents/2529/2529_1_de.pdf
4 Mitteilungen über die berufliche Vorsorge Nr. 91, Randziffer 529, und BGE 119 V 46 Erw. 1c S. 48. 
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über die Dauer von drei Monaten hinaus verlängert wird. In diesem Fall muss die betreffende Person 
von dem Tag an versichert werden, an dem die Verlängerung vereinbart wurde. 
 
Buchstabe b regelt den Fall, in dem eine Person zwei oder mehr Arbeitsverhältnisse oder Einsätze mit 
einem oder mehreren Unterbrüchen hat. In diesem Fall muss man prüfen, ob die Gesamtdauer der 
verschiedenen Anstellungen und Einsätze drei Monate übersteigt und ob keine Unterbrechung länger 
als drei Monate dauert. Wenn diese beiden Voraussetzungen gleichzeitig erfüllt sind, erfolgt die 
Unterstellung unter die obligatorische Versicherung. Wenn zum Beispiel eine Person einen ersten, auf 
einen Monat begrenzten Arbeitsvertrag hat, dann die Arbeit für zwei Monate unterbricht und 
schliesslich im Rahmen eines zweiten auf drei Monate begrenzten Arbeitsvertrags für denselben 
Arbeitgeber arbeitet, muss sie zu Beginn des vierten Arbeitsmonats dem BVG unterstellt werden. Es 
kann jedoch vorkommen, dass der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer schon im Voraus, d.h. vor 
Aufnahme der Arbeit, vereinbaren, dass die Gesamtdauer der Verträge drei Monate übersteigen wird. 
In diesem Fall beginnt die Unterstellung mit dem Antritt des Arbeitsverhältnisses. 
 
Die Höchstdauer von drei Monaten gilt für jede einzelne Unterbrechung und nicht für alle 
Unterbrechungen zusammen. Die Unterbrechungsperioden werden also nicht kumuliert. Wenn zum 
Beispiel eine Person zuerst zwei Monate arbeitet, dann die Arbeit für einen Monat unterbricht, 
anschliessend noch einmal einen Monat für denselben Arbeitgeber arbeitet, dann wieder drei Monate 
unterbricht und schliesslich einen dritten Vertrag von zwei Monaten mit demselben Arbeitgeber hat, 
muss sie dem BVG unterstellt werden, denn keine der Unterbrechungen dauert länger als drei 
Monate. 
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